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ĂKommunalfinanzen die Nªchsteñ 

SGK-Mitgliederversammlung am 18.11.2016 im 
Zeichen der FAG-Novelle 

Bereits bei der die Mitgliederversammlung vorbereitenden 
Vorstandssitzung konnte mit Finanzminister Mathias Brod-
korb ein hochrangiger Gast begrüßt werden, der sich viel 
Zeit für die Vorstandsmitglieder nahm, um mit ihnen über 
die Umsetzung der für 2018 geplanten FAG-Novelle zu dis-
kutieren.  

Klar wurde im Gespräch mit dem Leiter der Kommunalab-
teilung im Innenministerium, Hans-Heinrich Lappat, dass 
sich Innenministerium und Finanzministerium in Bezug auf 
die Zeitschiene nicht ganz einig sind. Während im Innenmi-
nisterium nach der vorgesehenen Zeitschiene mit den zur-
zeit bekannten Parametern an einem Gesetzentwurf zum 
neuen FAG gearbeitet wird, sieht der Finanzminister noch 
einige Unwägbarkeiten, die erst abgewartet werden müss-
ten. 

 

Finanzminister Mathias Brodkorb im Gespräch 
mit dem SGK-Vorstand 

Bei der sich anschließenden Mitgliederversammlung stand 
den Anwesenden Staatssekretär Peter Bäumer aus dem 
Finanzministerium zum Gespräch zur Verfügung. In einem 
Eingangsreferat erläuterte er zunächst die Gesamtzusam-
menhänge der jetzigen und der nach Auslaufen des Soli-
darpakts zu erwartenden fiskalischen Entwicklungen bis in 
die kommunale Ebene hinein. Er stellte die Entwicklung der 
Steuerkraft von Land und Kommunen dar, ging auf die fi-
nanzielle Entwicklung von Land und Kommunen ein und 
erläuterte die Erfolge bei den Verhandlungen zur Neuord-
nung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen.  
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Präsidium der Mitgliederversammlung 
(v. l. n. r. Thomas Würdisch, Gerhard Evers, 

Thomas Beyer, Martina Tegtmeier, 
Staatssekretär Peter Bäumer) 

 

Seine Kernbotschaft lautete sinngemäß, 
dass nach den erzielten Verhandlungser-
folgen Mecklenburg-Vorpommern bei Bei-
behaltung der sparsamen Haushaltsfüh-
rung auch nach Auslaufen der Solidar-
paktmittel allein auf Ăsoliden F¿Çenñ ste-
hen könne. Danach ging er auf die ver-
schiedenen Modelle ein, die der von Land 
und kommunalen Spitzenverbänden ge-
meinsam ausgesuchte Gutachter, 
Prof. Dr. Thomas Lenk, untersucht hat. 

 

Staatssekretär Peter Bäumer 

Im Verlauf der Mitgliederversammlung 
wurde ein Antrag verabschiedet, der zum 
einen eine Einbeziehung der SGK in das 
Gesetzgebungsverfahren zum FAG und 
auf der anderen Seite eine gerechte Fi-
nanzausstattung und die komplette Wei-
terreichung von Bundesmitteln an die 
Kommunen fordert. Er stammt aus der 
Feder von Thomas Beyer und wurde als 
Vorstandsbeschluss übernommen sowie 
der Mitgliederversammlung vorgelegt. Er 
wurde einstimmig beschlossen und ist im 
Anschluss in voller Länge abgedruckt. 

 

Landesgeschäftsführerin Martina Tegtmeier 
stellt den Rechenschaftsbericht vor 

Relativ einvernehmlich verliefen die Vor-
standswahlen. Einstimmig wurde Thomas 
Beyer (NWM) zum Vorsitzenden wieder-
gewählt.  

 

Wiedergewählt: 
SGK-Landesvorsitzender Thomas Beyer 
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Auch Gerhard Evers (LUP) wurde als 
erster und Thomas Würdisch (VR) als 
zweiter stellvertretender Vorsitzender im 
Amt bestätigt.  

 

Auf Vorschlag der SPD wurden Dr. Stefan 
Kerth (VR), Dr. Cathleen Kiefert-Demuth 
(HRO) und Karla Krüger (NWM) gewählt.  

Weitere Beisitzerinnen und Beisitzer wur-
den: Marie-Jeanne Beringer (VG), Maik 
Bunschkowski (HRO), Dr. Heike Carsten-
sen (VR), Matthias Drese (LRO), Karl 
Heinz Griem (NWM), Jana Haak (LUP), 
Dagmar Kaselitz (MSE) und Daniel Mes-
lien (SN) gewählt. 

Für seine 20-jährige Mitgliedschaft und 
stets zuverlässige Vorstandsarbeit wurde 
Gerhard Evers geehrt. 

 

Ingrid Fritsche wurde mit einem Präsent 
für ihre 12-jährige Arbeit als Revisorin und 
stets zuverlässige Helferin in der Zähl- 
und Mandatsprüfungskommission sowie 
für ihre bereits 21 Jahre andauernde Mit-
gliedschaft gedankt. 

M.T. 

Bilder: M. Handschuck 

 

 

Der neue Vorstand der SGK M-V 
(v. l. n. r.: Karl Heinz Griem, Dr. Cathleen Kiefert-Demuth, Daniel Meslien, Thomas Würdisch, Thomas 

Beyer, Jana Haak, Maik Bunschkowski, Gerhard Evers, Marie-Jeanne Beringer, Martina Tegtmeier, 
Karla Krüger 

nicht im Bild: Dr. Heike Carstensen, Matthias Drese, Dagmar Kaselitz und Dr. Stefan Kerth)  
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Beschluss der SGK-Mitgliederversammlung vom 18.11.2016 

1. Die SGK-Mitgliederversammlung M-V erwartet vom SPD-Ministerpräsidenten und den 
SPD-Landesministerinnen und -Landesministern ein faires Verfahren zur Aufstellung des 
Finanzausgleichsgesetzes (FAG) des Landes M-V zum Jahr 2018. 

2. Die SGK-Mitgliederversammlung M-V erwartet von der SPD-Landtagsfraktion, dass die 
SPD-Basis sowie die SGK umfassend in das Gesetzgebungsverfahren einbezogen 
werden. 

3. Die SGK-Mitgliederversammlung M-V erwartet, dass das künftige FAG nicht nur auf 
Zahlen und Aufgaben der Vergangenheit basiert, sondern auch vor allem die 
kommunalen Zukunftsaufgaben berücksichtigt. 

4. Die SGK-Mitgliederversammlung M-V erwartet eine aufgabengerechte und 
zukunftsfähige Finanzausstattung aller Kommunen über das FAG, die keinesfalls unter 
der bisherigen Finanzausstattung liegen darf. 

5. Die SGK-Mitgliederversammlung M-V erwartet eine verbesserte und gerechtere 
Finanzausstattung aller Kommunen. 

6. Die SGK-Mitgliederversammlung M-V erwartet von den SPD-Mitgliedern im Kabinett 
sowie von der SPD-Landtagsfraktion, dass die Bundesmittel, die ausschließlich (!) zur 
Entlastung der Kommunen gedacht sind, voll umfänglich an die Kommunen des Landes 
weitergeleitet werden. 

Begründung: 

Aus kommunalpolitischer Sicht ist das Vorhaben, das FAG zum Jahr 2018 zu novellieren, 
eins der wichtigsten Vorhaben im Land M-V. Insofern ist hier eine frühzeitige Positionierung 
der SGK unabdingbar, dies auch gerade im Hinblick darauf, dass die Aussagen im 
Koalitionsvertrag bezüglich des FAG und bezüglich der Kommunen allgemein nicht sehr 
umfassend sind. 

Der Bund will die Kommunen mit 5 Milliarden Euro entlasten. Dies ist bereits im 
Koalitionsvertrag festgeschrieben. Maßgeblich haben daran die SPD-Mitglieder in der 
Bundestagsfraktion mitgewirkt. Ohne ihre Initiative wäre dies gar nicht möglich gewesen. 
Gerade auch im Hinblick auf die Bundestagswahl im Jahr 2017 muss sichergestellt sein, 
dass auch im Land M-V diese Mittel voll umfänglich an die Kommunen durchgereicht 
werden. 

 

Impressum 
 

Der Info-Dienst wird herausgegeben von der Sozialdemokratischen Gemeinschaft für 
Kommunalpolitik in Mecklenburg-Vorpommern e. V. (SGK). 

Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben die Meinung der jeweiligen Verfasser wieder, 
die sich nicht unbedingt mit der Position der SGK M-V decken muss. 

Der Nachdruck ist gegen Quellenangabe und Belegexemplar gern gestattet. 
Redaktionsanschrift: 

SGK M-V, Wismarsche Str. 152, 19053 Schwerin, Tel.: 0385 55572850 
E-Mail: sgk@kommunales.com 

V. i. S. d. P.: Dr. Martin Handschuck  
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Beratung von Gemeinden in allen Fragen des besonderen 
Städtebaurechts (§§ 138 - 186 BauGB) und aller damit verbunden 
Bereiche, u. a. Vorbereitung, Durchführung und Abrechnung für 

Sanierungs-/Entwicklungs-/Fördergebiete 

Anbieter: Harald Klein ,* 2. April 1951 

Erster Kontakt zu Stadtsanierung, Städtebauförderung und Städtebau in den Städten 
Münster/W und Osnabrück während des Studiums der Geografie in den siebziger Jahren 
an der Uni Münster/W. 

1979 - 1982 FHSVR Berlin mit Abschluss als Diplom Verwaltungswirt. 

Anschließend Verwendung im Bereich des Jugendamtes ï Amtsvormundschaft -, 
Gewerbeamtes, Sozialamtes des Bezirksamtes Neukölln von Berlin. 

1986 Wechsel zur Stadt Walsrode mit Aufbau und alleiniger Tätigkeit des/im Sachgebiet/es 
ĂStadtsanierung und Stªdtebaufºrderungñ sowie Dorferneuerung im Bauamt der Stadt 
Walsrode. 

1991 Versetzung auf eigenen Wunsch in das Referat ĂStªdtebau und Stªdtebaufºrderungñ 
in der Abteilung Bau, Wohnungsbauförderung und Städtebauförderung im Innenministerium 
M-V. Seitdem bis zur Versetzung in den Ruhestand am 01.10.2016 als Oberamtsrat (seit 
01.07.1994) alle Tätigkeiten, z. T. selbstverantwortlich, im Bereich der Referate ĂFºrderung 
und Durchf¿hrungñ sowie ĂRechtsangelegenheitenñ der Stªdtebaufºrderung, u. a. auch 
Aufbau von Durchführung von Sonderprogrammen. 

 

Sprecherfunktionen der SPD-Landtagsfraktion M-V 

 

Rainer Albrecht 
rainer.albrecht@spd.landtag-mv.de  

¶ Bau- und Landesentwicklung 

Elisabeth Aßmann 
elisabeth.assmann@spd.landtag-mv.de  

¶ Agrarpolitik 

¶ Kleingartenpolitik 

¶ Tierschutzpolitik 

¶ Umweltpolitik 

Christian Brade 
christian.brade@spd.landtag-mv.de  

¶ Familien-, Kinder- und 
Jugendpolitik 

Andreas Butzki 
andreas.butzki@spd.landtag-mv.de  

¶ Fischereipolitik 

¶ Schulpolitik/Berufliche Bildung 

  

mailto:rainer.albrecht@spd.landtag-mv.de
mailto:elisabeth.assmann@spd.landtag-mv.de
mailto:christian.brade@spd.landtag-mv.de
mailto:andreas.butzki@spd.landtag-mv.de
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Philipp da Cunha 
philipp.dacunha@spd.landtag-mv.de  

¶ Digitalisierung und Netzpolitik 

¶ Energiepolitik 

¶ Verbraucherschutzpolitik 

Manfred Dachner 
manfred.dachner@spd.landtag-mv.de  

¶ Kirchenpolitik 

¶ Polizeipolitik 

Dirk Friedriszik 
dirk.friedriszik@spd.landtag-mv.de  

¶ Bundeswehrpolitik 

¶ Entwicklungspolitik 

¶ Europapolitik 

¶ Justizpolitik 

Tilo Gundlack 
tilo.gundlack@spd.landtag-mv.de  

¶ Haushalts- und Finanzpolitik 

¶ Sportpolitik 

¶ Werftenpolitik 

Jörg Heydorn 
joerg.heydorn@spd.landtag-mv.de  

¶ Gesundheitspolitik 

¶ Senioren- und Sozialpolitik 

Nadine Julitz 
nadine.julitz@spd.landtag-mv.de  

¶ Gleichstellungspolitik 

¶ Integrations- und Migrationspolitik 

¶ Kulturpolitik 

Thomas Krüger 
thomas.krueger@spd.landtag-mv.de  

¶ Medienpolitik 

Ralf Mucha 
ralf.mucha@spd.landtag-mv.de  

¶ Brand- und Katastrophenschutz 

¶ Datenschutz und 
Informationsfreiheit 

Nils Saemann 
nils.saemann@spd.landtag-mv.de  

¶ Forst- und Jagdpolitik 

Jochen Schulte 
jochen.schulte@spd.landtag-mv.de  

¶ Arbeitsmarktpolitik 

¶ Verkehrs- und Wirtschaftspolitik 

Thomas Schwarz 
thomas.schwarz@spd.landtag-mv.de  

¶ Arbeitnehmerinnen- und 
Arbeitnehmerpolitik, 
Gewerkschaftspolitik 

Dirk Stamer 
dirk.stamer@spd.landtag-mv.de  

¶ Forschungs- und 
Technologiepolitik 

¶ Hochschulpolitik 

¶ Petitionen 

Martina Tegtmeier 
martina.tegtmeier@spd.landtag-mv.de  

¶ Innenpolitik 

¶ Kommunalpolitik 

Susann Wippermann 
susann.wippermann@spd.landtag-mv.de  

¶ Politische Bildung/Strategien 
gegen Rechtsextremismus 

¶ Tourismuspolitik 

 

mailto:philipp.dacunha@spd.landtag-mv.de
mailto:manfred.dachner@spd.landtag-mv.de
mailto:dirk.friedriszik@spd.landtag-mv.de
mailto:tilo.gundlack@spd.landtag-mv.de
mailto:joerg.heydorn@spd.landtag-mv.de
mailto:nadine.julitz@spd.landtag-mv.de
mailto:thomas.krueger@spd.landtag-mv.de
mailto:ralf.mucha@spd.landtag-mv.de
mailto:nils.saemann@spd.landtag-mv.de
mailto:jochen.schulte@spd.landtag-mv.de
mailto:thomas.schwarz@spd.landtag-mv.de
mailto:dirk.stamer@spd.landtag-mv.de
mailto:martina.tegtmeier@spd.landtag-mv.de
mailto:susann.wippermann@spd.landtag-mv.de
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Landeshauptstadt erringt Preis beim Bundeswettbewerb ĂKommune 
bewegt Weltñ 

Die Landeshauptstadt Schwerin hat einen 
zweiten Preis beim bundesweiten Wett-
bewerb ĂKommune bewegt Weltñ errun-
gen. Mit der Auszeichnung wird das ge-
meinschaftliche Engagement der Landes-
hauptstadt und zivilgesellschaftlicher, ins-
besondere migrantischer Organisationen 
gewürdigt.  

 

Bild: www.180grad-fm.com  

So hat Schwerin 2013 als zweite Kom-
mune in M-V den Titel ĂFair-trade-Stadtñ 
errungen und verteidigt diesen Titel ge-
genwärtig. Migrations- und entwicklungs-
politische Arbeit werden in der Landes-
hauptstadt von einem breiten Netzwerk 
mit mehr als 50 Vereinen, Verbänden und 
Einrichtungen getragen. So unterstützen 

beispielsweise die Ehrenamtsinitiative 
ĂNebenan in Afrikañ und die Tansania-Ini-
tiative der Schweriner Domgemeinde seit 
vielen Jahren die entwicklungspolitische 
Arbeit in Afrika mit konkreten Projekten 
vor Ort. ĂAuf der Basis eines durchdach-
ten Integrationskonzeptes verwirklicht un-
sere Stadt nicht nur den Spracherwerb, 
die berufliche Integration und Gesund-
heitsversorgung, sondern auch die sozi-
ale, kulturelle und politische Teilhabe von 
Migrantinnen und Migranten gemeinsam 
mit deren Interessenvertreternñ, so 
Schwerins Integrationsbeauftragter Dimitri 
Avramenko. Der Preis wurde in Köln von 
einer Delegation unter Leitung von Ger-
linde Haker, Vizepräsidentin der Schweri-
ner Stadtvertretung, entgegengenommen. 
Die ersten Plätze im Wettbewerb belegten 
Marburg und Berlin-Mitte. Sie erhielten 
jeweils 20.000 Euro. Auf die zweiten 
Plätze kamen Schwerin und München, die 
sich über jeweils 15.000 Euro freuen 
konnten. Der Wettbewerb ĂKommune be-
wegt Weltñ wird alle zwei Jahre von der 
Organisation Engagement Global im Auf-
trag des Bundesentwicklungsministeriums 
durchgeführt. 

Quelle: www.schwerin.de  

 

Biometrische Bilder im Stadthaus erstellen 

Einen neuen Bürgerservice bietet Schwe-
rin im Stadthaus an. Wie die Landes-
hauptstadt Mecklenburg-Vorpommerns 
mitteilt, können dort an einem Selbstbe-
dienungsterminal biometrische Passbilder 
und Fingerabdrücke aufgenommen wer-
den, bevor der Antrag bei den Sachbear-
beiterinnen des Teams Dokumentenser-
vice aufgenommen wird. Die Sachbear-
beiterin rufe dann die Daten des Bürgers 
vom Terminal auf, gleiche die Fingerab-
drücke ab und könne diese Daten per 
Knopfdruck in das Antragsverfahren für 
das jeweilige Dokument übernehmen. 
ĂDurch die Vorerfassung am Selbstbedie-

nungs-Terminal können unsere Antrags-
prozesse sp¿rbar verk¿rzt werdenñ, sagt 
Christina Kreth, Leiterin des Fachdienstes 
Bürgerservice. ĂAuÇerdem ist das Termi-
nal auch an die besonderen Bedürfnisse 
von Rollstuhlfahrern angepasst. Es ist 
aber niemand verpflichtet, dieses Angebot 
zu nutzen. Selbstverständlich können 
weiterhin biometrische Passfotos von Fo-
tografen mitgebracht werden.ñ Die Nut-
zung des Terminals kostet laut der Mittei-
lung 4,20 Euro, die zusammen mit der 
Gebühr für das jeweilige Dokument bei 
der Beantragung zu zahlen sind. In Kürze 
sollen laut der Stadt weitere Dienstleis-

http://www.180grad-fm.com/
http://www.schwerin.de/
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tungen am Terminal freigeschaltet wer-
den. Mittels der eID-Funktion des neuen 
Personalausweises können sodann auch 
außerhalb der Öffnungszeiten der Ver-
waltung Meldeangelegenheiten erledigt 
werden. Das betreffe die Beantragung 
eines Führerscheins, von Datenübermitt-
lungssperren oder einer Meldebescheini-

gung, die Verlusterklärung eines Passes 
oder Personalausweises sowie die Ab-
meldung einer Nebenwohnung. Über das 
Internet-Portal der Landeshauptstadt wer-
den diese Online-Dienste bereits ange-
boten. 

Quelle: www.kommune21.de  

 

Weniger Bürokratie dank Online-Knöllchen 

Schwerin vereinfacht die bürokratischen 
Prozesse beim Bezahlen und der Abrech-
nung von Verwarn- oder Bußgeldern. Um 
die Software-Plattform im Fachdienst 
Ordnung zu modernisieren, sind laut der 
Landeshauptstadt Mecklenburg-Vorpom-
merns umfangreiche Vorarbeiten nötig. 
Den Startschuss dafür haben jetzt Ord-
nungsdezernent Bernd Nottebaum, der 
Vorstand des Unternehmens Kommu-
nalservice Mecklenburg (KSM) Matthias 
Effenberger und Werner Schelhorn, Ge-
schäftsführer von Schelhorn Software mit 
der Unterzeichnung eines Kooperations-
vertrags gegeben. Im ersten Schritt werde 
das bisherige IT-Verfahren auf eine zeit-
gemäße Software-Grundlage gestellt und 
der Kommunale Ordnungsdienst an das 
modernisierte Verfahren angebunden, 
erklärt KSM-Vorstand Matthias Effenber-
ger. Im zweiten Schritt kommt im Jahr 
2017 das Online-Knöllchen. Verwarngel-
der lassen sich dann direkt per Smart-
phone oder PC bezahlen.  

ĂWer das Knºllchen an der Windschutz-
scheibe findet, könnte über den dort auf-
gedruckten QR-Code online die Strafe 

akzeptieren und bezahlen. Der Betroffene 
würde damit dem Ordnungsdienst und 
sich selbst den Papierweg ersparenñ, be-
schreibt Effenberger die Vorteile. 

 

Bild: 
www.geschwindigkeitsueberschreitung.net  

Werner Schelhorn ergªnzt: ĂDie Software-
Lösungen WiNOWiG und WiNOWiG Mobil 
sind mandantenfähig, das heißt, technisch 
könnten in Zukunft alle Verwaltungen der 
Region diesen Weg beschreiten.ñ Wie die 
Stadt meldet, wollen auch der Landkreis 
Ludwigslust-Parchim und die Stadt Lud-
wigslust das Angebot künftig nutzen. 

Quelle: www.kommune21.de 

 

  

http://www.kommune21.de/
http://www.geschwindigkeitsueberschreitung.net/
http://www.kommune21.de/
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Mit wenigen Klicks zur Briefwahl 

Zum ersten Mal hat das Amt Landhagen 
in Mecklenburg-Vorpommern seinen Bür-
gern die Möglichkeit geboten, Briefwahl-
Unterlagen online zu beantragen. Mit nur 
einem Klick konnten sich die Bürger die 
Unterlagen für die Landtagswahl am 
4. September 2016 nach Hause schicken 
lassen. Alle weiteren Angaben sowie der 
Barcode für die Beantragung des Online-
Wahlscheins waren auf der Wahlbenach-
richtigungskarte zu finden. Für diesen 
neuen Service nutzte die Kommune das 
Redaktionssystem Resi von Anbieter ad-
KOMM. Dank Resi sei das Verfahren für 
Verwaltungsmitarbeiter ebenso komforta-
bel wie für die Wähler, heißt es in einer 
Pressemitteilung der Firma adKOMM. Die 
Anträge auf Briefwahl wurden vom Re-

daktionssystem erfasst und in das ad-
KOMM-Wahlprogramm übertragen. Die-
ses erstellte dann automatisch eine Ein-
gangsnachricht und stellte die Briefwahl-
unterlagen zusammen. So konnte ein 
Großteil der Anträge mit nur wenigen 
Klicks bearbeitet werden. Laut der Pres-
semitteilung hatten noch nie zuvor in 
Landhagen so viele Bürger die Briefwahl 
bevorzugt. ĂSo soll es auch bei den 
nächsten Wahlen weitergehen, hoffentlich 
mit noch mehr Briefwählern via Online-
Wahlschein", wünscht sich Matthias Falk, 
Sachbearbeiter im Ordnungsamt und 
stellvertretender Gemeindewahlleiter im 
Amt Landhagen. 

Quelle: www.kommune21.de 

 

Zentral in Burg Stargard 

von Nadine Hübner 

Aufgrund der rasanten Entwicklungen in-
nerhalb der Verwaltung werden Software 
und andere technische Hilfsmittel ver-
stärkt in Anspruch genommen. Haushalts-
sicherungskonzepte und die Schulden-
bremse verursachen zudem einen Perso-
nalabbau, sodass immer mehr Arbeitsvor-
gänge auf immer weniger Mitarbeiter zu 
verteilen sind. Mit ausscheidenden Mitar-
beitern geht wiederum praktisches Wissen 
verloren. Dieses Wissen gilt es zu erhal-
ten und den verbleibenden Mitarbeitern 
zugänglich zu machen. Die Stadt Burg 
Stargard hat dafür eine Lösung gefunden: 
Mit einem Dokument-Management-Sys-
tem (DMS) ist in der Kommune nicht nur 
eine zentrale Ablage und ein zentrales 
Wissensmanagement entstanden. Die 
Lösung ermöglicht auch eine effektivere 
und schnellere Fallbearbeitung innerhalb 
der Verwaltung. Demnächst sind die Be-
hörden des Bundes dazu verpflichtet, ihre 
Akten unter Beachtung der Wirtschaftlich-
keit und der Grundsätze der ordnungsge-
mäßen Aktenführung elektronisch zu füh-
ren. Damit eine einheitliche Verwaltungs-

praxis gewährleistet werden kann, hat der 
Landtag Mecklenburg-Vorpommerns ei-
nen Entwurf für ein zweites Gesetz zur 
Änderung des Landesverwaltungsverfah-
rensgesetzes eingereicht. 

Mit den Anforderungen wachsen 

Da den Kommunen durch das neue Lan-
desverwaltungsverfahrensgesetz zusam-
men mit dem neuen E-Government-Ge-
setz des Bundes die Möglichkeit der elek-
tronischen Aktenführung eingeräumt wird, 
beschlossen Tilo Lorenz, Bürgermeister 
der Stadt Burg Stargard, und die Amtslei-
ter, dieses Verwaltungsverfahren zu prü-
fen. Die Wahl zur Umsetzung der E-Akte 
fiel auf die Lösung CC DMS des Unter-
nehmens CC e-gov. Hauptgrund für diese 
Entscheidung waren die leichte Bedien-
barkeit und die individuelle Anpassung 
des Programms. Außerdem hat die Stadt 
durch das Sitzungsdienst-, Rats- und Bür-
gerinformationssystem ALLRIS von CC e-
gov bereits positive Erfahrungen mit dem 
Anbieter gemacht. Seit Dezember 2014 
arbeiten die Verwaltungsmitarbeiter er-

http://www.kommune21.de/
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folgreich mit CC DMS und der E-Akte. Mit 
der Einführung des Dokumenten-Ma-
nagement-Systems wurde in Burg Star-
gard die Grundlage geschaffen, um die 
stetig wachsenden Anforderungen, bei-
spielsweise im Bürgerservice, zu bewälti-
gen. Die Zeit ist die größte Ersparnis, wel-
che in Burg Stargard festgestellt werden 
konnte. Das wiederum wirkt sich positiv 
auf die Außenwirkung aus: Da CC DMS 
es ermöglicht, Anträge zeitnah zu bear-
beiten, zeigt sich die Verwaltung souverän 
und organisiert gegenüber dem Bürger. 
Aber auch verwaltungsintern haben sich 
Vorteile ergeben: So ist durch die elektro-
nische Weiterleitung an mehrere Mitar-
beiter oder an Behörden etwa eine er-
höhte Mitarbeiterzufriedenheit erkennbar. 
Außerdem sind dank der zentralen Abla-
gestruktur und der Vertreterregelungen in 
den Rechterollen Auskünfte über den 
Sachstand gegenüber Bürgern auch dann 
kein Problem, wenn der eigentliche Sach-
bearbeiter nicht anwesend ist. Ein Haupt-
bestandteil von CC DMS in der Stadtver-
waltung ist der elektronische Posteingang. 
Er sorgt dafür, dass die Durchlaufzeiten 
der eingehenden Post beschleunigt wer-
den.  

 

Bild: www.burg-stargard.de  

Schnelle Post 

Die Post wird zunächst zentral einge-
scannt und mit Metadaten versehen. Da 
die Sachbearbeiter die Eingangsdoku-
mente nicht selbst einscannen müssen, 
können dafür weniger Mitarbeiter als bis-

lang eingesetzt und somit Kosten gespart 
werden. Direkt im Programm können der 
Bürgermeister und die Abteilungsleiter die 
Post schnell und einfach sichten und mit-
tels einer einzigen Schaltfläche weiterlei-
ten. Dass Wege- und Liegezeiten den 
Großteil der Bearbeitungszeit ausmachen, 
gehört somit der Vergangenheit an. Zu-
dem haben die Mitarbeiter eine klare 
Übersicht über die zu bearbeitenden 
Fälle. Dank einer Wiedervorlage werden 
Termine und Fristen leichter eingehalten. 
Gleichzeitig ist der Bearbeitungsstand 
durch die Protokoll- und Notizfunktion im-
mer im Dokumenten-Management-Sys-
tem ersichtlich. Da sich Workflows in CC 
DMS flexibel einrichten und einfach an-
passen lassen, entsteht bei Änderungen 
in der Verwaltungsstruktur oder im Work-
flow kein Mehraufwand. 

Durch die Einführung und Umsetzung von 
CC DMS hat Burg Stargard viele Erfah-
rungen in den Bereichen Mitarbeitermoti-
vation, Prozessentwicklung und -optimie-
rung, Langzeitarchivierung sowie Daten-
schutz gesammelt. Diese Erfahrungen 
sind in eine Arbeitsgruppe des Zweckver-
bands elektronische Verwaltung Mecklen-
burg-Vorpommern eingeflossen. Diese 
Arbeitsgruppe trug Erkenntnisse zusam-
men und diskutierte Lösungswege mit 
dem Ziel, einen Handlungsleitfaden zur 
Einführung und Umsetzung eines Doku-
menten-Management-Systems und der E-
Akte zu erarbeiten. Als Mitglied des 
Zweckverbands konnte Burg Stargard so 
dazu beitragen, dass Synergien erreicht 
und durch den Erfahrungsaustausch ein 
Mehrwert geschaffen werden. Durch die 
Zusammenarbeit und Beratung mit dem 
Unternehmen CC e-gov und dem Zweck-
verband Mecklenburg-Vorpommern ist es 
also auch kleinen Verwaltungen wie Burg 
Stargard möglich, die Gesetzgebung der 
elektronischen Aktenführung erfolgreich 
umzusetzen. 

Nadine Hübner ist Mitarbeiterin im Haupt-
amt der Stadt Burg Stargard. 

Quelle: www.kommune21.de 

http://www.burg-stargard.de/
http://www.kommune21.de/
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Aktuelle Förderung Gebäude- und Heizungssanierung 

Stand September 2016 

Institution Fördermaßnahmen Link 

BMUB 

Kommunalrichtlinie 

LED-Beleuchtung, raumlufttechnische Geräte, 
Klimaschutz in Rechenzentren, Klimaschutz in 
stillgelegten Siedlungsabfalldeponien 

www.klimaschutz.de  

KfW 

432: Energetische Stadtsanierung: 
Konzept/Manager 

www.kfw.de  

201: Quartiersversorgung: Wärme-, Kälte-, 
Wasser-, Abwassersysteme 

www.kfw.de  

217: Neubau/Energetische Sanierung 
kommunaler Nichtwohngebäude 

www.kfw.de  

271: Solarthermie ab 40 m2, Biomasseheizung 
ab 100 kW, Wärmenetze EE ab 
500 kWh/Jahr/m inkl. Wärmeübergabestation, 
Wärmespeicher ab 10 m

3
, Biogasleitungen ab 

300 m Luftlinie, Wärmepumpen ab 100 kW, 
Tiefengeothermie ab 0,3 MWth 

www.kfw.de  

BAFA 

MAP Wärme 

Solarthermie 3-100 m
2
, Biomasseheizung 5 - 

100 kW, Wärmepumpen bis 100 kW, 
nachträgliche Optimierung nach 3 - 
7 Jahren/Wärmepumpencheck nach1 Jahr, 
KWK-Anlagen, Hard-/Software zur 
Visualisierung des Ertrages von EE, neu: 
Austausch Heizungspumpe und hydraulischer 
Abgleich 

www.bafa.de  

Lfi M-V 

Klimaschutzförderrichtlinie 

Solarthermie, Biomasseheizung, 
wärmegeführte KWK-Anlagen, oberflächen-
nahe und Tiefengeothermie (Wärmepumpen), 
Wärmespeicher, Nahwärmenetz, Grüngasnetz 

www.lfi-mv.de  

Anmerkungen: Förderprogrammnummern beziehen sich auf den Antragsteller "Kommunen"; Farbwahl Links: 
Kredit; Zuschuss 

Quelle: Energiespar-Rundbrief, November 2016 
 

BMI beauftragt init 

In den Jahren ab 2017 bis 2020 steuert 
die init AG für digitale Kommunikation den 
operativen Betrieb der Behördennummer 
115. Das Unternehmen gewährleistet da-
mit laut eigenen Angaben das einheitliche 
Qualitäts- und Serviceniveau beim Betrieb 
des telefonischen Bürgerservices sowie 
bei der Integration neuer Teilnehmer. Die 
Geschäfts- und Koordinierungsstelle 115 
im Bundesministerium des Innern (BMI) 

hat den Zuschlag jetzt nach einem euro-
paweiten Vergabeverfahren bekannt ge-
geben. Die Unterstützungsleistungen 
umfassen laut der Meldung von init den 
Service-Desk für die 115-Teilnehmer, die 
Dienstleistersteuerung und das Service-
Level-Management sowie das betriebliche 
Qualitäts- und Teilnehmer-Management. 
ĂDie Behºrdennummer 115 ist ein zentra-
les E-Government-Vorhaben mit großem 

http://www.klimaschutz.de/
http://www.kfw.de/
http://www.kfw.de/
http://www.kfw.de/
http://www.kfw.de/
http://www.bafa.de/
http://www.lfi-mv.de/energie/
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Nutzen für Bürger und Unternehmen, das 
wir jetzt in der Praxis unterstützen dürfenñ, 
kommentiert Dirk Stocksmeier, CEO von 
init. ĂGemeinsam mit dem Verbund der 
115-Teilnehmer wollen wir während der 
Vertragslaufzeit weitere Kommunen und 
Länder bei dem Beitritt in den 115-Ver-
bund technisch begleiten.ñ Bereits im Jahr 

2014 hat init das BMI bei der Grobkon-
zeption einer App zur Multikanalfähigkeit 
der 115 unterstützt. 

Hinweisende Links: 
www.115.de 
www.init.de 

Quelle: www.kommune21.de 

 

Kochbuch für Kommunen 

Im September endet[e] das Pilotvorhaben 
Modellkommune E-Government. Ihre Er-
fahrungen haben die E-Government Mo-
dellkommunen in einem Projektbericht 
dokumentiert. Darüber hinaus ist ein so 
genanntes Kochbuch entstanden, das 
Schritt für Schritt den Weg zur Digitalisie-
rung von Verwaltungsleistungen erklärt. 
Laut dem Bundesministerium des Innern 
(BMI) soll es den Zögernden Mut machen 
und die Fortgeschrittenen zur Diskussion 
einladen. Auf dem Demografie-Portal 
kann das Kochbuch kommentiert und er-
gänzt werden. Die Modellkommunen 
wünschen sich laut BMI ein lebendes Do-
kument, das fortgeschrieben wird und 
eine Plattform zum Erfahrungsaustausch 
bildet. Die jeweils eigenen Erfahrungen 
der Modellkommunen können der Website 
verwaltung-innovativ entnommen werden. 
Die Modellkommunen wollen ihre Zu-
sammenarbeit als offenes kommunales 
Netzwerk fortsetzen. Interessierte sind zur 
Mitarbeit eingeladen. 

 

Wie kommunales E-Government dennoch 
gelingt ï Ein Kochbuch für Praktiker (PDF, 
2 MB) 

Quelle: www.kommune21.de 

 

Umsetzung der E-Rechnungsrichtlinie 

Pressemitteilung des Bundestags vom 14.10.2016 

Die Bundesregierung hat einen Gesetz-
entwurf zur Umsetzung der EU-Richtlinie 
"über die elektronische Rechnungsstel-
lung im öffentlichen Auftragswesen" 
(18/9945) vorgelegt. Wie die Regierung 
darin ausführt, ist die im Mai 2014 in Kraft 
getretene "E-Rechnungsrichtlinie" bis zum 
27. November 2018 in nationales Recht 
umzusetzen.  

Mit ihr sollen den Angaben zufolge Markt-
zutrittsschranken abgebaut werden, "die 
aus der mangelnden Interoperabilität der 
in den Mitgliedstaaten im Einsatz befindli-
chen Systeme und Standards zur elektro-
nischen Rechnungsstellung resultieren". 
Außerdem solle die Verbreitung der elekt-
ronischen Rechnungsstellung gefördert 
werden. Wesentlicher Regelungskern der 

http://www.115.de/
http://www.init.de/
http://www.kommune21.de/
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Nachrichten/Pressemitteilungen/2016/09/e-government-kochbuch.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Nachrichten/Pressemitteilungen/2016/09/e-government-kochbuch.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Nachrichten/Pressemitteilungen/2016/09/e-government-kochbuch.pdf?__blob=publicationFile
http://www.kommune21.de/
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/099/1809945.pdf
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Richtlinie sei eine Verpflichtung aller Auf-
traggeber, elektronische Rechnungen, die 
bestimmte Voraussetzungen erfüllen, an-
zunehmen und zu verarbeiten.  

Mit dem Gesetzentwurf sollen die europa-
rechtlichen Vorgaben der Richtlinie ver-
bindlich umgesetzt werden. Wie die Bun-
desregierung dazu ausführt, wird eine "für 

alle öffentlichen Auftraggeber des Bun-
des, für Sektorenauftraggeber sowie für 
Konzessionsgeber gleichermaßen ver-
bindliche Rechtsgrundlage zum Empfang 
und zur Verarbeitung elektronischer 
Rechnungen, die einem noch zu erarbei-
tenden Datenformat entsprechen, ge-
schaffen". 

 

BMWi-Leitfaden zur Einheitlichen Europäischen Eigenerklärung 

Mit der am 18. April 2016 in Kraft getrete-
nen Reform des Vergaberechts wurde 
auch die Einheitliche Europäische Eigen-
erklärung (EEE) eingeführt, die ein ein-
heitliches Standardformular für eine Ei-
generklärung von Unternehmen zu ihrer 
Eignung und zum Nichtvorliegen von Aus-
schlussgründen darstellt. Um das EEE-
Standardformular elektronisch auszufül-
len, bietet die Europäische Kommission 
einen Onlinedienst an. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie (BMWi) hat nun einen "Leitfaden 

für das Ausfüllen der Einheitlichen Euro-
päischen Eigenerklärung (EEE)" erstellt, 
der öffentlichen Auftraggebern und Unter-
nehmen den Umgang mit und das Aus-
füllen der EEE erleichtern soll. Der Leitfa-
den ist unten als PDF-Dokument zum 
Download bereitgestellt oder auf der 
BMWi-Website veröffentlicht unter: 
www.bmwi.de (Rubrik: Themen/Wirt-
schaft/Öffentliche Aufträge und Ver-
gabe/Reform des Vergaberechts).  

Quelle: www.datev.de 

 

Energieeffizienz ï Herausforderung und Chance für Kommunen 

Dass die Energiewende notwendig ist, 
bestreitet gesellschaftlich und politisch 
kaum mehr jemand. Nachdem in den 
letzten Jahren der Fokus der Energie-
wende insbesondere auf der Erzeugung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen 
lag, ist spätestens seit der Veröffentli-
chung des Nationalen Aktionsplans Ener-
gieeffizienz (NAPE) jedoch ein anderer 
Schwerpunkt in aller Munde: Energieeffi-
zienz. 

Die Bundesregierung hat vor dem Hinter-
grund europäischer Vorgaben ehrgeizige 
Ziele formuliert. So soll der Primärener-
gieverbrauch im Vergleich zum Jahr 2008 
bis zum Jahr 2020 um 20 Prozent und bis 
zum Jahr 2050 um 50 Prozent gesenkt 
werden. 

Der öffentlichen Hand kommt bei der 
Umsetzung der Energiewende und insbe-

sondere bei der Steigerung der Energie-
effizienz eine tragende Rolle zu. Das 
Energiedienstleistungsgesetz (EDL-G) 
spricht insoweit in § 3 Abs. 3 sogar von 
einer ĂVorbildfunktionñ und macht es zur 
Aufgabe der öffentlichen Hand und damit 
auch der Kommunen, Maßnahmen zur 
Steigerung der Energieeffizienz zu er-
greifen. Aber auch unabhängig davon 
lohnt es sich aus wirtschaftlichen Grün-
den, energieeffizient zu handeln, da viele 
Kommunen unter immer höheren Ener-
giekosten leiden. Die Hauptursachen da-
für sind einerseits, dass Strom, Gas oder 
Wärme teurer werden, sowie andererseits 
die Verwendung veralteter Technik. Diese 
verursacht nicht nur höhere Wartungs-
kosten, sondern durch niedrige Energieef-
fizienz auch höhere Betriebskosten. Viele 
Kommunen haben hier bereits erste Maß-
nahmen ergriffen. Im Bereich der Stra-
ßenbeleuchtung können bei einer Kom-

http://www.bmwi.de/
http://www.datev.de/
http://www.gesetze-im-internet.de/edl-g/BJNR148310010.html
http://www.gesetze-im-internet.de/edl-g/__3.html
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mune mit ca. 20.000 Einwohnern und Effi-
zienzsteigerungen von ca. 20 Prozent 
etwa knapp 50.000 Euro/Jahr eingespart 
werden. 

beispielhaft: 
Strompreis = 25 ct/kWh 

Stromverbrauch je Einwohner 49 kWh/a 
(Quelle: Prognos AG ï Projekt 66/09) 

 

Bild: www.swrag.de  

Einige Städte konnten diesen Wert sogar 
deutlich übertreffen. So konnte etwa die 
Stadt Heidelberg ihre Energiekosten für 
die Straßenbeleuchtung durch den Ein-
satz moderner LED-Technik in Kombina-
tion mit Bewegungsmeldern um 
75 Prozent senken. Doch auch im Bereich 
des Gebäudebestands sind bei vielen 
Kommunen noch hohe Einsparpotentiale 
zu heben. Bei einem gewöhnlichen Ver-
waltungsgebäude aus dem Baujahr 1900 
sind bei durchschnittlichen Effizienzsteige-
rungen von 15 Prozent Einsparungen von 
ca. 20.000 Euro/Jahr möglich (eigene Be-
rechnungen auf Basis vielfach durchge-
führter Energieaudits nach DIN 16247). 

Auch Kommunen steht, zum Beispiel in 
Gestalt der Kommunalrichtlinie, eine Viel-
zahl an Förderprogrammen zur Verfü-
gung, um Maßnahmen zur Energieeffizi-

enz umzusetzen. Allerdings hapert es bis-
her an der Umsetzung. Gerade kleinere 
Kommunen haben keine personellen und 
finanziellen Ressourcen, um auf sich ge-
stellt Konzepte für Energieeffizienzmaß-
nahmen zu entwickeln, insbesondere Ein-
sparpotentiale zu identifizieren. Das not-
wendige Know-how müsste vielfach ex-
tern eingekauft werden, wofür Zeit und 
Mittel fehlen. 

Um die Vorbereitung und den Wissens-
transfer zu Energieeffizienzmaßnahmen 
zu stärken, hat das Bundeswirtschafts-
ministerium (BMWi) ein Förderprogramm 
für die Gründung kommunaler Energieef-
fizienz-Netzwerke ins Leben gerufen. Die 
ausgelobten Fördersummen sind beacht-
lich. Der Zuschuss beträgt bis zu 
70 Prozent der förderfähigen Ausgaben 
im Rahmen des Netzwerks und pro Netz-
werkteilnehmer bis zu 20.000 Euro im 
ersten und bis zu 10.000 Euro in den fol-
genden Jahren. 

Netzwerke bieten viele Vorteile. So er-
möglicht die Zusammenarbeit unter ande-
rem die gemeinsame Identifizierung von 
Energieeffizienzpotentialen und einen 
regelmäßigen Austausch zu durchge-
führten oder geplanten Projekten wie auch 
zu Förderprogrammen für Energieeffi-
zienzmaßnahmen. Die Erfahrungen aus 
bisherigen Netzwerken, wie den 
Lernenden Energieeffizienz-Netzwerken 
(LEEN), zeigen, dass die teilnehmenden 
Unternehmen ihre Energieeffizienz jähr-
lich um durchschnittlich 2,1 Prozent stei-
gern konnten. 

Quelle: www.derenergieblog.de 

 

  

http://www.swrag.de/
https://www.dena.de/newsroom/meldungen/energieeffiziente-strassenbeleuchtung-dena-roadshow-bringt-kommunen-und-experten-zusammen/
https://www.klimaschutz.de/sites/default/files/page/downloads/richtlinientext_kommunalrichtlinie_2016.pdf
http://www.bmwi.de/
http://www.bmwi.de/
http://www.bmwi.de/DE/Themen/Energie/Energieeffizienz/initiative-energieeffizienz-netzwerke.html
http://leen.de/
http://www.derenergieblog.de/
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Lokale Wertschöpfung und Akzeptanz steigern 

von Dr. Eckhard Ott 

Die Beteiligung der Bürger ist wichtig für 
den Erfolg der Energiewende, vor allem 
für die Akzeptanz von Erneuerbare-Ener-
gien-Anlagen. Energiegenossenschaften 
sind als regionale Gemeinschaftsunter-
nehmen eine gute Möglichkeit, auch eine 
größere Personengruppe zu organisieren. 

Seit 2006 wurden in Deutschland über 
800 Energiegenossenschaften mit rund 
160.000 Mitgliedern gegründet. Mehr als 
90 Prozent der Genossenschaftsmitglie-
der sind Privatpersonen. Sie investierten 
etwa 1,8 Milliarden Euro in erneuerbare 
Energien, zumeist in Fotovoltaik und 
Wind, aber auch in Nahwärmenetze und 
Energieeffizienzmaßnahmen.  

In Energiegenossenschaften kommen 
Bürger, Landwirte oder Unternehmer zu-
sammen, um ï häufig gemeinsam mit 
kommunalen Entscheidungsträgern, öf-
fentlichen Einrichtungen und regionalen 
Banken ï Kraftwerksprojekte im Bereich 
der Sonnen- oder Windenergie zu initiie-
ren. Auch lokale Nahwärmenetze werden 
in genossenschaftlicher Rechtsform be-
trieben. Dabei wird nicht nur das Investiti-
onsrisiko, sondern auch das Betreiber-
Know-how gebündelt. 

Im Rahmen dieser Organisationsform 
können Bürger sich mit überschaubaren 
finanziellen Beträgen an der Energie-
wende vor Ort beteiligen. In vielen Ge-
nossenschaften ist eine Mitgliedschaft 
bereits mit weniger als 100 Euro möglich. 
Die Mitglieder haben im Durchschnitt je-
weils etwa 3.700 Euro an Geschäftsgutha-
ben gezeichnet.  

Mitglieder stehen im Mittelpunkt 

Eine Genossenschaft ist allerdings keine 
Ăgr¿ne Anlagemºglichkeitñ oder eine ĂKa-
pitalsammelstelleñ, sie ist vielmehr ein 
regionales, mitgliederorientiertes Unter-
nehmen. Die Förderung der Mitglieder 
bestimmt die Unternehmensstrategie: Es 

geht um die gemeinsame Gestaltung der 
Energiewende vor Ort. Und dabei werden 
konkrete Energieprojekte umgesetzt.  

Genossenschaften fördern zudem die re-
gionale Wertschöpfung, da oftmals orts-
ansässige Handwerksbetriebe oder Ban-
ken in die Projektumsetzung eingebunden 
werden. Die Kommunen profitieren 
schließlich durch zusätzliche Steuerein-
nahmen.  

Die lokale Verwurzelung, die demokrati-
schen Mitbestimmungsmöglichkeiten und 
das Ăanteilige Eigentumñ an den erneuer-
baren Energien sind die wesentlichen 
Gründe, warum es bei genossenschaftlich 
organisierten Energieprojekten nur selten 
zu Akzeptanzproblemen kommt. Die Men-
schen sind viel eher bereit, ein Windrad 
oder eine Biogasanlage in ihrem Heimat-
ort zu akzeptieren, wenn es ihnen selbst 
gehört und die Wertschöpfung in der Re-
gion bleibt. Nicht zuletzt vor diesem Hin-
tergrund ist es wichtig, dass auch zukünf-
tig kleine Marktakteure wie Energiegenos-
senschaften an der Energiewende mitwir-
ken können. 

 

Bild: www.energiezukunft.eu  

Denn trotz der insgesamt sehr positiven 
Entwicklung sind die Gründungszahlen 
zuletzt rückgängig gewesen. Im vergan-
genen Jahr wurden nur noch 40 neue 
Energiegenossenschaften registriert. Ne-
ben den verringerten Geschäftsmöglich-
keiten nach den letzten Reformen des 

http://www.energiezukunft.eu/
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Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) 
haben vor allem die drohenden Regulie-
rungskosten einer Bafin-Aufsicht (Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht) durch das Kapitalanlagegesetzbuch 
(KAGB) viele potenzielle Gründer und die 
Verantwortlichen von bestehenden Ge-
nossenschaften verunsichert. 

Strittig war die Frage, ob (Energie-)Ge-
nossenschaften einer Ăoperativen Tªtig-
keitñ nachgehen oder ob sie wie ein Alter-
nativer Investmentfonds Geld von Anle-
gern einsammelt, um Investitionen in An-
lageobjekte zu tätigen. Das KAGB-Pro-
blem wurde dank einer Neuauslegung der 
Bafin zwischenzeitlich gelöst. Die Argu-
mentation lautet: Genossenschaften sind 
kooperative Unternehmen, die ihre Mit-
glieder direkt fördern.  

Diese Förderzweckstrategie ist grundver-
schieden zu der im KAGB formulierten 
Ăfestgelegten Anlagestrategieñ. Diese 
Klarstellung ist mittlerweile auch im KAGB 
gesetzlich verankert. Insoweit ist es sehr 
wichtig, dass die genossenschaftliche 
Rechtsform in der Praxis nicht bloß als 
Finanzierungsvehikel ï zum Beispiel auch 
für kommunale Energieprojekte ï benutzt 
wird, vielmehr muss immer eine aktive 
ĂBetreibereigenschaftñ f¿r das B¿rgerun-
ternehmen vorgesehen sein. 

Bewertung des EEG 2017 

Mit der aktuellen Novellierung des EEG 
könnte für Energiegenossenschaften wie-
der ein größerer Handlungsspielraum ent-
stehen. Insbesondere mit der Einführung 
der Bagatellgrenze (750 Kilowatt) und der 
Erhöhung der EEG-Vergütung durch den 
sogenannten atmenden Deckel könnte 
das Ăklassischeñ Betªtigungsfeld der So-
larenergie wiederbelebt werden. Auch die 
Verordnungsermächtigung für Mieterstrom 
(bzw. Mitgliederversorgung), wenn man 
also den Solarstrom vom Dach direkt im 
Gebäude nutzt, wird wichtige Impulse set-
zen.  

Es ist auch begrüßenswert, dass im EEG 
2017 erstmals Regelungen für die Bürger-
energie bei Windausschreibungen vorge-
sehen sind. Sie sollen Chancengleichheit 
gegenüber den größeren Marktteilneh-
mern herstellen. Es wird sich allerdings 
zeigen müssen, ob diese Regelungen 
auch den gewünschten Erfolg haben. 

Erfreulich ist, dass sich immer mehr Ener-
giegenossenschaften strategisch weiter-
entwickeln. Die Zukunft liegt bei vielen im 
Bereich der Windenergie. Es werden aber 
auch neue Geschäftsmodelle wie Strom-
Direktlieferung an Endkunden entwickelt 
oder Dachgenossenschaften zur Strom-
vermarktung gegründet. 

Erfreulich ist zudem, dass genossen-
schaftliche Nahwärmenetze in den letzten 
Jahren deutlich im Kommen sind. 
Deutschlandweit gibt es bereits über 150 
dieser Genossenschaften. Zumeist wird 
dabei die Abwärme von Biogasanlagen 
landwirtschaftlicher Betriebe genutzt. 

Energiegenossenschaften bieten vielfäl-
tige Möglichkeiten, die Wertschöpfung 
durch den Ausbau der erneuerbaren 
Energien in der Region zu halten. Viele 
Bürgermeister und kommunale Einrich-
tungen unterstützen deshalb ihre Ener-
giegenossenschaften.  

Aber auch kommunale Unternehmen wie 
Stadtwerke kooperieren vielerorts direkt 
mit Energiegenossenschaften. Für eine 
erfolgreiche bürgernahe Energiewende ist 
diese Zusammenarbeit auch in Zukunft 
äußerst wünschenswert. 

Dr. Eckhard Ott ist Vorstandsvorsitzender 
des Deutschen Genossenschafts- und 
Raiffeisenverbandes (DGRV) mit Sitz in 
Berlin. 

Quelle: www.treffpunkt-kommune.de  

 

http://www.dgrv.de/
http://www.dgrv.de/
http://www.treffpunkt-kommune.de/


INFO-DIENST        Nr. 103/November 2016              Seite 17 

 

Bund schafft Voraussetzungen für eine umfassende 
Investitionsberatung für Kommunen 

Pressemitteilung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie vom 
07.10.2016 

Ein neues Beratungskonzept wird ab An-
fang 2017 Kommunen bei Investitions-
projekten begleiten. Das öffentliche Un-
ternehmen "Partnerschaft Deutschland - 
Berater der öffentlichen Hand GmbH" 
(bisher: ÖPP Deutschland AG) wird 
Kommunen dazu künftig nicht mehr nur 
bei ÖPP-Projekten, sondern allen Investi-
tionsvorhaben beraten. 

Mit der Schaffung dieses kommunalen 
Beratungsangebots werden ein weiterer 
Baustein der Strategie der Bundesregie-
rung zur Stärkung öffentlicher und privater 
Investitionen und ein Vorschlag der von 
Bundeswirtschaftsminister Gabriel einge-
setzten Expertenkommission "Stärkung 
von Investitionen in Deutschland" (sog. 
Fratzscher-Kommission) umgesetzt. 

 

Bundeswirtschaftsminister Gabriel: "Kom-
munen haben aufgrund ihrer in der Ver-
gangenheit immer geringer gewordenen 
finanziellen Spielräume oft nicht mehr die 
Kapazitäten, Investitionen effizient zu pla-
nen und durchzuführen. Mit dem neuen 
kommunalen Beratungsangebot können 
wir Kommunen nun bei der Planung und 

Durchführung von Investitionsvorhaben 
begleiten. Denn gerade auf kommunaler 
Ebene brauchen wir mehr Investitionen, 
insbesondere in Schulen und Kitas." 

Die Kommunen haben in der Vergangen-
heit den größten Anteil der öffentlichen 
Investitionen getragen. In den letzten Jah-
ren mussten sie ihre Investitionen auf-
grund immer enger werdender Finanz-
spielräume massiv reduzieren. Dies 
macht sich in einem riesigen Investitions-
rückstau bemerkbar, der laut KfW Kom-
munalpanel zuletzt auf rund 136 Mrd. 
Euro gestiegen ist. 

Die Bundesregierung hat die Kommunen 
daher seit Beginn der Legislaturperiode 
um insgesamt 22 Mrd. Euro entlastet und 
ihnen so Spielräume für dringend erfor-
derliche Investitionen zurückgegeben. 
Doch finanzielle Entlastungen allein rei-
chen nicht aus, um den Investitionsrück-
stau aufzulösen. Viele Kommunen können 
die notwendigen Kapazitäten zur Planung 
und Durchführung von Investitionsvorha-
ben nicht ausreichend vorhalten. 

Ziel des Beratungsangebots ist es daher, 
die Kommunen in der Planung und 
Durchführung von Investitionsvorhaben zu 
unterstützen, um diese so wirtschaftlich 
wie möglich zu realisieren. Die Kommu-
nen können dabei zwischen einer umfas-
senden Begleitung von Investitionsvorha-
ben und einer punktuellen Unterstützung 
einzelner Vorhabenschritte auswählen. 

Die Broschüre finden Sie auf der Home-
page der Partnerschaften Deutschland. 

 

  

https://www.partnerschaften-deutschland.de/fileadmin/Daten/Redaktionelle_Bilder/Leistungsangebot/160930_Broschuere_Beratungskompetenz_Kommunen.pdf
https://www.partnerschaften-deutschland.de/fileadmin/Daten/Redaktionelle_Bilder/Leistungsangebot/160930_Broschuere_Beratungskompetenz_Kommunen.pdf
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Was der neue Finanzausgleich für Kommunen bedeutet 

von Carl-Friedrich Höck 

Die Bundesregierung hat sich mit den 
Länderchefs auf einen neuen Finanzpakt 
geeinigt. Das wirkt sich auch auf die 
Städte und Gemeinden aus. Die DEMO 
beantwortet die wichtigsten Fragen und 
berichtet über die Reaktionen.  

Warum ist ein neuer Finanzausgleich 
notwendig? 

Der Länderfinanzausgleich und der Soli-
darpakt II laufen im Jahr 2019 aus. Des-
halb musste eine Regelung für die Zeit 
danach gefunden werden. 

Was sind die Grundzüge der Vereinba-
rung? 

Der bisherige Länderfinanzausgleich wird 
abgeschafft. Der Bund überweist den 
Ländern ab 2020 jährlich rund 
9,5 Milliarden Euro als Ausgleichszahlung. 
Rund vier Milliarden Euro fließen als An-
teil an der Umsatzsteuer an die Länder. 
Ein Betrag von 1,4 Milliarden aus dem 
Umsatzsteueraufkommen kann im Lauf 
der Jahre dynamisch ansteigen. Der Rest 
der Zuweisungen ist jedoch als Festbetrag 
ausgestaltet. Aufgeteilt wird der Länder-
anteil an der Umsatzsteuer zum einen 
nach der Einwohnerzahl der Bundeslän-
der. Zum anderen wird es Zu- oder Ab-
schläge geben, die von der Finanzkraft 
des Bundeslandes und seiner Kommunen 
abhängen. Die neuen Regeln gelten bis 
mindestens 2030. Kein Bundesland steht 
nach der Neuordnung finanziell schlechter 
da als ohne sie. 

Inwiefern betrifft die Einigung die 
Kommunen? 

Vordergründig gar nicht, denn das Geld 
fließt an die Bundesländer. Doch damit 
werden diese mit den nötigen finanziellen 
Mitteln versorgt, um ihrerseits die Kom-
munen ausreichend auszustatten. Über 
die kommunalen Finanzausgleichsge-
setze auf Länderebene könnten die 
Kommunen ab 2020 von den zusätzlichen 

Bundesgeldern profitieren. Zudem enthält 
der Finanzpakt mehrere Vereinbarungen 
zu konkreten politischen Vorhaben, die 
sich auf das Leben in den Städten und 
Gemeinden auswirken werden ï insbe-
sondere bei den Themen Verkehr und 
Schule. 

Was ändert sich in Bezug auf die Ver-
kehrsinfrastruktur? 

Der Bund will eine Infrastrukturgesell-
schaft Verkehr gründen und erhält dafür 
neue Kompetenzen. Diese neue Gesell-
schaft soll sich um Investitionen in das 
Fernstraßennetz kümmern. Für die Kom-
munen wichtiger: Mit der Einigung ist auch 
geklärt, dass der Bund ab 2020 weiterhin 
333 Millionen Euro pro Jahr für die Ge-
meindeverkehrsfinanzierung zur Verfü-
gung stellt. Im Grundsatz ist das zwar 
schon seit längerem vereinbart, doch laut 
Deutschem Städtetag haben sich bereits 
Investitionen in den öffentlichen Perso-
nennahverkehr oder in Straßen verzögert, 
weil die Finanzierung bisher als unsicher 
galt. 

Wie profitieren Schulen von der Ver-
einbarung? 

Bis 2018 stellt der Bund 3,5 Milliarden 
Euro für ein kommunales Investitionspro-
gramm zur Verfügung. Jetzt wurde ver-
einbart, dass der Bund weitere 
3,5 Milliarden locker macht. Das Geld soll 
vor allem in die Sanierung und Verbesse-
rung der Schulen fließen. Das Kooperati-
onsverbot im Grundgesetz soll für den 
Bildungsbereich gelockert werden. 

Wie äußern sich Vertreter von Bund 
und Ländern zu dem Kompromiss? 

Für Bundesfinanzminister Wolfgang 
Schäuble ist der Kompromiss ein Ăzumin-
dest befriedendes Ergebnisñ. Besonders 
wichtig sei, dass der Bund nun mithelfen 
könne, die Bildungseinrichtungen finanz-
schwacher Kommunen mit zu verbessern. 
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Euphorischer gibt sich SPD-Chef Sigmar 
Gabriel, der zuvor auf ein Schulsanie-
rungsprogramm gedrängt hatte. Er spricht 
von einem Ăsehr guten Ergebnisñ. 

Mecklenburg-Vorpommerns Ministerprä-
sident Erwin Sellering lobt, der Ănotwen-
dige Ausgleich zwischen finanzstärkeren 
und finanzschwªcheren Lªndernñ sei ge-
lungen. Das sieht auch NRW-Ministerprä-
sidentin Hannelore Kraft so. ĂNordrhein-
Westfalen hat sich mit den wichtigsten 
Forderungen durchgesetztñ, sagt sie. Der 
Umsatzsteuervorwegausgleich sei abge-
schafft und NRW könne nun Ămehr Geld 
behalten von dem, was hier erwirtschaftet 
wirdñ, so Kraft. 

Wie bewerten Kommunalverbände die 
Einigung? 

Der Deutsche Städtetag begrüßt die Ver-
abredungen ebenfalls. ĂSie helfen den 
Ländern und damit indirekt auch den 
Städten, Haushalte über das Jahr 2019 
hinaus mit mehr Sicherheit planen zu 
kºnnenñ, sagt Städtetags-Präsidentin Eva 
Lohse. Die Länder müssten nun ihrerseits 
die Kommunen finanziell angemessen 
ausstatten. Zudem fordert Lohse ein ge-
samtdeutsches Fördersystem für struktur-
schwache Regionen. 

Ähnlich nimmt der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund auf Anfrage der DEMO 
Stellung: ĂDie von den Lªndern erkªmpf-
ten Mehreinnahmen stellen auch eine 
Chance dar, endlich für eine nachhaltig 
aufgabengerechte Finanzausstattung der 
Kommunen Sorge zu tragen. Der von der 
Verständigung ausgehende Impuls ist zu 
nutzen, um gleichwertige Lebensverhält-
nisse überall im Land zu wahren und drin-
gend notwendige Zukunftsinvestitionen, 
auch in den Kommunen, angehen zu kön-
nen.ñ Dass der Bund das kommunale In-
vestitionspaket aufstocken und das Ko-
operationsverbot bei der Bildung lockern 
will, wird vom DStGB ausdrücklich be-
grüßt. Die Länder dürften sich deshalb 
aber nicht aus der Finanzierungsverant-
wortung entziehen. 

Kritik vom Vorsitzenden der Bundes-
SGK, Frank Baranowski 

Frank Baranowski, Vorsitzender der Sozi-
aldemokratischen Gemeinschaft für 
Kommunalpolitik (Bundes-SGK) und 
Oberbürgermeister von Gelsenkirchen, 
erklärte: ĂDas Ziel ist in Sicht, aber die 
Ziellinie für die Kommunen noch lange 
nicht ¿berschritten!ò Er lobte, dass sich 
Bund und Länder auf eine Neuordnung 
der Bund-Länder-Finanzbeziehungen ver-
ständigen konnten. Aber das Ganze 
würde erst dann zu einem guten Paket, 
wenn die Interessen der Kommunen in 
Deutschland in der Umsetzung ausrei-
chend berücksichtigt würden. ĂDass allein 
die Länder ab 2020 über mehr Geld ver-
fügen, reicht noch nichtñ, kritisierte er. Das 
sei leider das Ergebnis, wenn man die 
Kommunen nicht direkt mit an den Tisch 
hole. 

 

Bild: http://nielskoschoreck.de  

Baranowski fügte hinzu: ĂUnser Ziel ist 
und bleibt: Die Regelausstattung der 
Kommunen muss so gestaltet werden, 
dass kommunale Nothilfeprogramme 
überflüssig werden! Nichts anderes kann 
gemeint sein, wenn in Art. 28 II GG die 
Rede davon ist, dass den Gemeinden das 
Recht gewährleistet sein muss, ihre An-
gelegenheiten in eigener Verantwortung 
zu regeln.ñ Gleichwohl begrüße er die er-
klärte Absicht, das Investitionsprogramm 
des Bundes für finanzschwache Kommu-
nen um 3,5 Milliarden Euro aufzustocken 
und für die Sanierung und Verbesserung 
von Schulen einzusetzen. 

Carl-Friedrich Höck ist Journalist und 
Redakteur bei der Fachzeitschrift für 
Kommunalpolitik DEMO. 

Quelle: www.demo-online.de  

http://nielskoschoreck.de/
http://www.demo-online.de/
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Alles andere als Kinderkram 

von Günter Beltzig 

Ein Spielplatz ist ein hochkomplexer 
sozialer und urbaner Funktionsraum. In 
der Planung sind vielfältige Interessen 
zu erfassen und zu bewerten. Diese 
Checkliste vermittelt Impulse aus un-
terschiedlichen Perspektiven. 

Kinder spielen überall, jederzeit, mit allem. 
Deshalb bräuchten Kinder eigentlich keine 
Spielplätze. Doch weil sie nicht überall, 
jederzeit, mit allem spielen dürfen, brau-
chen wir Spielplätze, um die Kinder von 
Gefahren, Störbereichen und falschen 
Dingen wegzulocken. 

Spielen umfasst alle Aktivitäten, die das 
Individuum unternimmt, um sich an seine 
Umwelt anzupassen. Mit anderen Worten: 
Spielen ist das Ausprobieren aller Mög-
lichkeiten, das heißt an Grenzen gehen, 
Erfahrungen sammeln, lernen ï und ist 
nicht auf Kinder beschränkt. Künstler, 
Forscher und viele Kreative spielen. 

Es gibt keinen definierbaren ĂSpielwertñ, 
sondern viele eigenständige Spielfunktio-
nen. Klettern, Balancieren, Koordinieren, 
kreatives Tun, Träumen, Trainieren sozi-
alen Verhaltens, Selbstbehauptung in der 
Gruppe, aber auch Erleben von Wind, 
Regen, Sonne sind einige solcher Funkti-
onen. Sie können sich überlagern, gegen-
seitig unterstützen, aber auch gegenseitig 
blockieren, das Spielen verhindern oder 
zu aggressivem Verhalten führen. Es ist 
deshalb wichtig, die einzelnen Spielfunkti-
onen an Spielgeräten und auf Spielplät-
zen zu erkennen, bewusst auszusuchen 
und einzusetzen. 

Ein guter Spielplatz könnte nach folgen-
den Vorgaben beurteilt werden: 

¶ Atmosphäre bieten, Wohlgefühl ver-
mitteln, zum Verweilen einladen, 

¶ Entdeckungsmöglichkeiten haben, 
sich erst dem Suchenden voll er-
schließen, 

¶ beherrschbares Risiko zulassen, 

¶ Möglichkeiten bieten für unterschied-
liche Stimmungen, Interessen und 
Bedürfnisse, 

¶ Wind-, Sicht-, Schallschutz bieten, 

¶ ĂSpezielleñ Verbote ¿berfl¿ssig ma-
chen. 

Ein schlechter Spielplatz ergibt sich aus 
folgenden Eigenschaften: 

¶ Dressurparcours, 

¶ Landschaftsdekoration, 

¶ Restflächennutzung, 

¶ zentralistisches Monogebilde für nur 
eine Benutzergruppe, 

¶ zu wenig Platz, zu wenig Auswahl, 
zu eintönig, zu wenig stabil, zu lieb-
los, 

¶ zu sicher, zu gehegeartig, zu regle-
mentiert. 

Um spätere Probleme möglichst vorher 
schon zu erkennen und zu verhindern, 
sollten bei der Planung, bei Neubau oder 
Umbau eines Spielplatzes auf folgende 
Fragen Antworten gesucht werden: 

Ort und Umfeld 

¶ Welche Möglichkeiten bietet der Ort? 
Ortsgröße? Vorhandene, nutzbare 
Bepflanzung? Vorhandene Natur? 
Spielmöglichkeiten im Gelände? 

¶ Welche anderen Spielplätze und 
Aufenthaltsflächen gibt es im Um-
feld? Sind sie Alternativen, Konkur-
renten oder ohne Bedeutung? Sollen 
sie durch den neuen Spielplatz auf-
gelöst, entlastet oder weiterhin be-
nutzt werden? 
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¶ Welche Nebeneffekte hat der Spiel-
platz? Hebt oder belastet er die 
Wohnqualität? Soll er die Sozial-
struktur und das Image verbessern? 
Hat er Werbewirkung?  

¶ Welche Anlieger haben welchen Ein-
fluss? Wie weit sind sie dazu be-
rechtigt? Wie kann man sie positiv 
einbinden? Toleranzgrenze? Wie soll 
man sie ansprechen? 

¶ Gibt es noch weitere einflussneh-
mende Gruppen? 

 

Bild: M. Handschuck 

Zielgruppen und Nutzer 

¶ Gibt es Unterlagen über soziale 
Strukturen oder Besonderheiten der 
potenziellen Benutzer? 

¶ Für welche Altersgruppe und Sozial-
struktur als Hauptbenutzer (Aktivbe-
nutzer) ist der Spielplatz geplant? 

¶ Welche Passivbenutzer gibt es? 

¶ Welche Personen will man nicht auf 
dem Spielplatz haben? Wie soll das 
erreicht werden? 

Gestaltung und Nutzung 

¶ Was für Spielfunktionen sollen ange-
boten werden und warum? 

¶ Können zusätzliche Spielsituationen 
geschaffen werden ohne Geräte? 

¶ Welche Aufenthaltsqualität soll den 
Passivbenutzern geboten werden? 

¶ Was für Möglichkeiten können für 
Wind-, Schall- und Sichtschutz ge-
nutzt werden? 

¶ Welcher Gestaltungsstil soll den 
Spielplatz prägen? 

¶ Welche Atmosphäre soll der Spiel-
platz bieten und ausstrahlen? 

¶ Braucht der Spielplatz ein besonde-
res Inhaltsthema einen oder The-
mennamen? Warum? 

Recht und Sicherheit 

¶ Gibt es baurechtliche Auflagen? Na-
turschutz? Denkmalschutz? Wie ist 
die Erschließung, Zufahrten des Or-
tes? 

¶ Welche Gefahrenpunkte (Hauptver-
kehrsstraßen, Flüsse, Absturzhöhen, 
soziale Problempunkte) gibt es im 
Einzugsgebiet? Wie kann die Si-
cherheit gewährleistet werden? 

¶ Wie lange soll die Verweildauer auf 
dem Spielplatz sein? 

¶ Sind Einschränkungen bei Tagesnut-
zungszeiten notwendig? Warum? 
Lassen sich diese Einschränkungen 
vermeiden? 

¶ Sind Sonder- oder zusätzliche Ver-
bote, Vorschriften, Ermahnungen 
notwendig? Warum? Lassen sie sich 
verhindern? 

¶ Welches Spielverhalten oder Tätig-
keiten sollen auf dem Spielplatz nicht 
stattfinden? Warum? Wie lässt sich 
das erreichen? 

¶ Gibt es außer der jährlichen Sicher-
heitsprüfung auch eine Spielinhalts- 
oder Spielplatzbedarfsuntersu-
chung? 
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Finanzierung und Planung 

¶ Welche Budgetgröße ist vorgese-
hen? Für Ortserschließung? Wege-
bau? Sicherungsmaßnahmen? Un-
tergrunddränage? Bepflanzung? 
Pflege? 

¶ Gibt es zusätzliche Finanzmittel? Zu-
schüsse für Behindertengerechtheit, 
Integration, Gewaltprävention, Struk-
turverbesserung? Sponsoring? 
Spenden? Bürgerinitiative? 

¶ Realisierung in Schritten oder einma-
lige Baumaßnahme?  

¶ Geplante Lebensdauer des Spiel-
platzes? Aktualisierung durch Nach-
rüstung? Umbaumöglichkeiten bei 
Bedarfsänderung? 

¶ Welcher Pflegeaufwand? Pflegeauf-
wendige Gestaltung oder selbstpfle-
gend? 

¶ Reparaturfreundlich? Wer ist dafür 
zuständig? 

¶ Können Bürgerinitiativen, Interessen-
gruppen oder Vereine bei dem Auf-
bau, dem Unterhalt oder bei Pflege-
arbeiten eingebunden werden? 

¶ Gibt es fachkundige Planungs- und 
Nutzungsberatung? 

Man wird auf all diese Fragen nicht unbe-
dingt kompetente Antworten bekommen. 
Trotzdem ist es wichtig, sie zu stellen und 
zu durchdenken. Denn ein Spielplatz ist 
ein hochkomplexer, sozialer und urbaner 
Funktionsraum und kein nebensächlicher 
Kinderkram.  

Günter Beltzig ist Designer und entwickelt, 
plant und gestaltet Spiel- und Bewe-
gungsgeräte und -räume für unterschiedli-
che Zielgruppen 

Quelle: www.treffpunkt-kommune.de 

 

AUS DER RECHTSPRECHUNG 

 

Amtshaftungsansprüche von Eltern wegen nicht rechtzeitig zur 
Verfügung gestellter Kinderbetreuungsplätze 

Verschulden der beklagten Kommune muss aber noch geprüft werden 

Pressemitteilung des Bundesgerichtshofs (BGH) zu den Urteilen III ZR 278/15, 
III ZR 302/15 und III ZR 303/15 vom 20.10.2016 

Der Bundesgerichtshof hat sich am 
20.10.2016 in mehreren Entscheidungen 
mit der Frage befasst, ob Eltern im Wege 
der Amtshaftung (§ 839 Abs. 1 Satz 1 
BGB* in Verbindung mit Artikel 34 Satz 1 
GG**) den Ersatz ihres Verdienstausfall-
schadens verlangen können, wenn ihren 

Kindern entgegen § 24 Abs. 2 SGB VIII*** 
ab Vollendung des ersten Lebensjahres 
vom zuständigen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe kein Betreuungsplatz zur 
Verfügung gestellt wird und sie deshalb 
keiner Erwerbstätigkeit nachgehen kön-
nen. 

  

http://www.beltzig-playdesign.de/
http://www.treffpunkt-kommune.de/



